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V on der Katholischen Kirche über 
die großen Gewerkschaften bis 
zu Arbeitgeberverbänden aus 
der Landwirtschaft: Selten gab 

es in Spanien so einhelliges Lob aus poli-
tisch so unterschiedlicher Richtung. Die 
Regierung will hunderttausenden derzeit 
irregulär im Land lebenden Migrant:in- 
nen mit einer einmaligen Legalisierung 
zu Papieren verhelfen. Das sieht ein De-
kret der Koalition aus dem sozialdemo-
kratischen PSOE und der Linkspartei 
Sumar vor. Es reformiert das bestehen-
de Ausländerrecht und tritt mit der Veröf-
fentlichung in Kraft. 

Wer sich bis zum 31. Dezember 2025 
seit mindestens fünf Monaten irregulär in 
Spanien aufgehalten hat, gilt demnach als 
schutzbedürftig und kann eine zunächst 
einjährige Aufenthaltsgenehmigung mit 
sofortiger Arbeitserlaubnis beantragen.1 
Nach erneuter Prüfung kann diese in eine 
reguläre Aufenthaltsgenehmigung umge-
wandelt werden. Die einzigen verpflich-
tenden Bedingungen: Gegen den oder die 
Antragsteller:in darf kein Einreiseverbot 
nach Spanien verhängt worden sein, er 
oder sie muss über den Zeitraum der ver-
gangenen fünf Jahre vorstrafenfrei ge-
blieben sein und den irregulären Aufent-
halt nachweisen können. Dazu reichen 
Arztrechnungen, behördliche Vorladun-
gen oder Rechnungen von Gas-, Strom-, 
Wasserversorgern. Der Zeitraum der An-

1	 Vgl. Propuesta de Modificación del Real Decreto 
1155/2024, de 19 de noviembre, por el que se aprue-
ba el reglamento de la ley orgánica 4/2000, de 1 de 
enero, sobre derechos y libertades de los extranje-
ros en España y su integración social.  

tragstellung soll im April beginnen und 
bis Ende Juni andauern. 

Zwischen 500 000 und 800 000 Men-
schen könnten diese Maßnahme nutzen. 
Die Schätzungen gehen auseinander, 
weil niemand genau weiß, wie viele Men-
schen sich tatsächlich ohne gültige Papie-
re in Spanien aufhalten. Viele von ihnen 
sind legal eingereist, beispielsweise mit 
einem inzwischen abgelaufenen Touris-
tenvisum, und arbeiten unter prekären 
Verhältnissen als Hausangestellte oder im 
Agrarsektor. Die Gewerkschaft Comisio-
nes Obreras (CCOO) geht davon aus, dass 
derzeit zwischen 150 000 und 200 000 ir-
reguläre Migrant:innen in Spaniens Ge-
wächshäusern und auf Viehfarmen ar-
beiten. Eine Legali-
sierung sei dringend 
notwendig und längst 
überfällig, so die Ge-
werkschaft.2

Viele der Men-
schen, die von der Le-
galisierung profitieren könnten, stam-
men aus Lateinamerika. Aber zu den 
Nutznießenden zählen auch Migrant:in-
nen aus Asien und Afrika. Marokko erwei-
terte nach Verabschiedung des Dekrets 
die Öffnungszeiten seiner Generalkon-
sulate über das Wochenende. In Barce-
lona bildeten sich auch vor dem pakista-
nischen Generalkonsulat lange Schlan-
gen. Etwa 1000 Menschen täglich hätten 
in der ersten Woche eine Bescheinigung 
über Vorstrafenlosigkeit beantragt, so der 

2	 Vgl. Comisiones Obreras interpreta el nuevo proceso 
de regularización como un acto de responsabilidad 
política, ccoo.es, 27.1.2026.
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Generalkonsul gegenüber der Presse.3 In 
einer Welt, in der immer mehr Staaten auf 
Abschottung setzen, hat die Maßnahme 
für Aufsehen gesorgt. 

Ist Spanien die letzte Bastion einer 
migrationsoffenen Weltgesellschaft? 
Oder folgt Spanien schlicht der politi-
schen Vernunft? 

Spaniens Sonderweg
Zunächst einmal: Die Regularisierung 
der Lebens- und Arbeitsverhältnisse von 
hunderttausenden in Spanien lebenden 
Menschen ist eine zeitlich auf zwei Mo-
nate begrenzte Sonderregel, aus der sich 
kein Rechtsanspruch für zukünftige Ver-
fahren ableitet. Sie ist auch keine Initiati-
ve der Regierungskoalition, sondern geht 
auf eine sogenannte Iniciativa Legislativa 
Popular (ILP) zurück, ein aus einem Volks-
begehren entstandenes Gesetzgebungs-
verfahren. 

Die Bürgerinitiative »Regularización 
Ya!«, ein Zusammenschluss antirassisti-
scher und migrantischer Gruppen, hatte 

2020 mit der Kampagne für eine Regula-
risierung begonnen. Spanien stand da-
mals unter dem Eindruck der Coronapan-
demie: Unter dem wirtschaftlichen und 
sozialen Lockdown litten vor allem Men-
schen in irregulärer Rechtssituation. Dut-
zende Vereinigungen schlossen sich der 
Kampagne an, mehr als 700 000 Unter-
schriften wurden gesammelt. 2024 nahm 
das Parlament die Gesetzesinitiative zur 
Prüfung an, mit Ausnahme der rechtsex-
tremen Vox stimmten alle Parteien dem 
zu. Doch dann landete die Initiative in der 
Schublade. 

3	 Vgl. Largas colas en el consulado de Pakistán de 
Barcelona por la regularización del Gobierno, in: 
»El Mundo«, 29.1.2026. 

Der PSOE verlegte den Fokus statt-
dessen auf die Reform des Ausländer-
rechts, vor allem des Arraigo-Verfahrens 
(»Verwurzelung«): In Spanien können 
Menschen ohne gültige Papiere nach Ab-
lauf einer Frist eine verlängerbare Auf-
enthalts- und Arbeitserlaubnis beantra-
gen, wenn sie vorstrafenfrei sind und 
eine »Verwurzelung« im Land nachwei-
sen können – eine europaweit einzigarti-
ge Rechtsfigur. Ende 2024 hat die Links-
koalition die Möglichkeiten dieses Ver-
wurzelungsnachweises erweitert: Neben 
familiären Bindungen, einer Ausbildung 
(die Teilzeitbeschäftigung ermöglicht) 
oder einem Arbeitsvertrag zählt nun auch 
eine geplante Selbstständigkeit als Nach-
weis. Wer eine »Verwurzelung« aufgrund 
eines Arbeitsvertrags beantragt, muss 
statt drei Jahre nur zwei Jahre im Land ge-
lebt haben. Auch Personen, deren Aufent-
haltsgenehmigung abgelaufen ist, kön-
nen erneut Papiere über den Weg des  
Arraigo beantragen. Mit der im Mai 2025 
in Kraft getretenen Reform wollte die Re-
gierung auch der wachsenden spanischen 
Wirtschaft dringend benötigte Arbeits-
kräfte zur Verfügung stellen. Das Minis-
terium für Inklusion, Sozialversicherung 
und Migration bezeichnete die Reform 
damals in Gesprächen mit der ausländi-
schen Presse als – im Vergleich zu einer 
Massenlegalisierung – besonders rechts-
sicheren und europarechtskonformen 
Weg einer Regularisierung.

Die jetzt erfolgte Legalisierung ist 
eine Fortsetzung dieser von pragmati-
schen Überlegungen getriebenen Migra- 
tionspolitik. Selbst wenn einiges darauf 
hinweist, dass hinter dem Dekret auch 
politisches Kalkül steckt,4 zeigt die Maß-
nahme vor allem eines: In Spanien wird 

4	 Laut Medienberichten hat die oppositionelle Pode-
mos mit dem PSOE die Verabschiedung des Dekrets 
ausgehandelt und stimmt dafür der Übertragung 
der Kompetenzen für Migration an die Region Ka-
talonien zu; eine Forderung der Junts-Partei. Das 
könnte der Minderheitsregierung parlamentari-
schen Spielraum verschaffen. Vgl. La regularizaci-
ón de migrantes acerca a Gobierno y Podemos a las 
puertas de los Presupuestos, eldiario.es, 26.1.2026.

»In Spanien wird anders über 
Migration diskutiert als in 
den meisten EU-Staaten.«
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anders über Migration diskutiert als in 
den meisten anderen EU-Staaten. Statt 
überwiegend um sicherheitspolitische 
Aspekte zu kreisen, stehen hier wirt-
schafts- und sozialpolitische Aspekte im 
Fokus. 

Wirtschaftswachstum dank 
Migration
Das hat in erster Linie mit der ökonomi- 
schen Entwicklung zu tun. Mit einem 
Wachstum von zuletzt 2,8 Prozent ist 
Spanien eine der dynamischsten Wirt-
schaftsnationen der EU.  Zuwanderung 
ist dabei der wichtigste Wachstumstrei-
ber, und das gleich mehrfach: Zum einen 
hat die Einwanderung der vergangenen 
Jahre, vor allem aus Lateinamerika und 
Marokko, in dem geburtenschwachen 
Land zu einem Anstieg der Bevölkerung 
geführt. 49,3 Millionen Menschen leben 
derzeit in Spanien, ein historischer Re-
kord. Und wo mehr Menschen leben, wird 
mehr konsumiert. Die Wirtschaftsleis-
tung steigt, ohne dass sich dieses Wachs-
tum unbedingt im Haushalt der Einzel-
nen bemerkbar macht. Zum anderen aber 
zeigen die Zahlen zur Arbeitsmarktent-
wicklung sehr deutlich den positiven Ein-
fluss der Zuwanderung. Migrant:innen 
stellen bei einem Bevölkerungsanteil von 
18 Prozent inzwischen 23 Prozent der ar-
beitenden Bevölkerung – und füllen  
90 Prozent der zwischen Januar 2024  
und März 2025 neu geschaffenen Beschäf-
tigungsverhältnisse. Egal, ob im für Spa-
nien so wichtigen Tourismussektor oder 
in der Landwirtschaft: Kaum eine Bran-
che kommt ohne ausländische Fachkräfte 
aus. Die Tatsache, dass mit 47 Prozent ein 
Großteil der Migration aus spanischspra-
chigen Ländern kommt, erleichtert im 
dienstleistungsorientierten Spanien die 
Integration in den Arbeitsmarkt.5 

5	 Carmen González Enrique und José Pablo Martínez, 
Immigración y mercado de trabajo en España, Real 
Instituto Elcano 2025. Als Migrant:in gilt demnach, 
wer in einem anderen als seinem Geburtsland lebt. 
Darunter fallen viele aus Lateinamerika stammen-
de Menschen, die bereits nach zwei Jahren die spa-
nische Staatsbürgerschaft annehmen können. 

Dass ohne Migration nicht nur der Ar-
beitsmarkt, sondern auch die Sozialsyste-
me ins Straucheln geraten, hat die Banco 
de España erstmals in ihrem Jahresbe-
richt 2023 benannt – und in den Folgejah-
ren immer wieder bestätigt.6 Dabei hat 
die Zentralbank auch die für den Erhalt 
des Wohlstands notwendige Zuwande-
rung beziffert: Demnach bräuchte Spani-
en bis 2053 mehr als 24 Millionen Zuwan-
derer:innen, um – bei gleichbleibender 
Geburtenentwicklung – die Lücke im Ren-
tensystem auszugleichen. Diese Erkennt-
nis ist inzwischen fest verankert in den 
Köpfen der meisten Entscheider:innen in 
Wirtschaft und Politik, unabhängig von 
der politischen Couleur – mit Ausnahme 
der rechtsextremen Vox. 

Die Linkskoalition ist nicht die erste 
Regierung, unter der solche Massenregu-
larisierungen durchgeführt werden. Tem-
porär begrenzte Ausnahmemaßnahmen 

gab es seit den 1980er Jahren immer wie-
der, sowohl unter den PSOE-Ministerprä-
sidenten Felipe González und José Luis 
Rodríguez Zapatero als auch unter dem 
Konservativen José María Aznar. Der Um-
fang der beiden größten außerordentli-
chen Regularisierungen entsprach jener 
der aktuellen Maßnahme: Die konservati-
ve Regierung legalisierte zwischen 2000 
und 2001 über 520 000 Einwander:innen 
aus nichteuropäischen Ländern. Unter 
Zapatero erhielten 2005 etwa 570 000 
Menschen Papiere, damals konnten auch 
potenzielle Arbeitgeber die entsprechen-
den Anträge stellen.7 Beide Aktionen fan-

6	 Ángel Gavilán, Informe Anual 2023, Capítulos 1 y 
2, Banco de España 2024. 

7	 Vgl. De las 524.621 personas de Aznar a las 576.506 
de Zapatero: así fueron las anteriores regulariza-
ciones de migrantes, eldiario.es, 27.1.2026.

»Kaum eine Branche 
kommt ohne ausländische 
Fachkräfte aus.«
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den breite politische Zustimmung, nicht 
zuletzt vor dem Hintergrund des durch 
die Immobilienblase angeheizten Wirt-
schaftswachstums. Auch das Argument, 
dass Migrant:innen nach ihrer Legali-
sierung Beiträge für die Sozialversiche-
rung leisten würden, tauchte damals be-
reits auf. 

Jenseits wirtschaftlicher Überlegun-
gen zeigt die lange Folge von Sonderrege-
lungen auch ein grundsätzliches Problem 
auf: Das spanische Ausländerrecht war 
lange nicht an die Realitäten einer globa-
lisierten Welt angepasst. Die ersten Aus-
nahmelegalisierungen der 1980er Jahre 
waren eine notdürftige Antwort auf die 
Lücken der damals noch aus der Mitte des 
19. Jahrhunderts stammenden Gesetze. 

Der Politologe Pablo Simón sieht auch die 
aktuelle Legalisierung als Notlösung für 
ein juristisches Defizit: »Die üblichen Ver-
fahren ermöglichen es Migranten nicht, 
sich auf normalem Weg in unserem Land 
niederzulassen. Diese Ansammlung von 
Bürgern in irregulärer Situation wird 
dann im Schnellverfahren aufgelöst.«8

Protest von rechts
Zwar wird der spanischen Gesellschaft 
immer wieder bescheinigt, vor dem Hin-
tergrund der eigenen Migrationserfah-
rungen Einwander:innen gegenüber offe-
ner gegenüberzustehen als andere Indus-
trienationen, aber politisch unumstritten 
ist die Maßnahme nicht. Im monatlichen 
Stimmungsbarometer des staatlichen 
Meinungsforschungsinstituts CIS taucht 
das Thema Migration bei den drängends-
ten Problemen immer mal wieder auf den 
oberen Plätzen auf. Vox, die einen islam- 
und migrationsfeindlichen Kurs vertritt, 

8	 Franka Welz, Legalisieren statt abschieben, tages-
schau.de, 7.2.2026.

ist inzwischen drittstärkste Kraft im Par-
lament und lehnt die Legalisierung ab. 
Der »Tyrann Sánchez« treibe damit den 
Austausch des spanischen Volkes voran, 
schrieb Parteichef Santiago Abascal auf 
Social Media unter Rückgriff auf die klas-
sischen Diskurse der Neuen Rechten. 
Der konservative Partido Popular (PP) 
warnte vor einem Anwachsen der Schat-
tenwirtschaft und der Überlastung der 
Sozialsysteme und hat eine Rechtsprü-
fung angekündigt.9 

Auch die Tatsache, dass die Gesetzes-
initiative der Bürgerbewegung »Regula-
rización Ya« letztlich als Dekret und nicht 
als reguläres Gesetz umgesetzt wurde, 
zeugt von dem sich verändernden Klima, 
vor allem in der politischen Rechten. Der 
Annahme der Gesetzesinitiative zur par-
lamentarischen Prüfung hatte auch der 
Partido Popular zugestimmt. Erst unter 
dem Druck von Rechtsaußen rückte er 
von seiner prinzipiellen Zustimmung 
einer solchen Ausnahmeregelung ab. Be-
sonders bedenklich ist dabei, dass die ein-
flussreiche Madrider Regionalpräsiden-
tin Isabel Díaz Ayuso (PP) gezielt mit fal-
schen Angaben arbeitete und behauptete, 
die Regierung versuche, durch die Legali-
sierung Stimmen zu kaufen. Dabei ist das 
Wahlrecht auch in Spanien an die Staats-
bürgerschaft gebunden, nicht an Aufent-
haltsgenehmigungen. 

Dennoch: Allein die Tatsache, dass 
sich der Protest gegen die Legalisie-
rung bisher auf das rechte Spektrum be-
schränkt, ist ein gutes Zeichen. Jenseits 
davon teilen Entscheidungsträger:innen 
aus Wirtschaft und Politik die Erkenntnis, 
dass Migrationsoffenheit eine konstruk-
tive Antwort auf den demographischen 
Wandel sein kann. Ganz pragmatisch und 
weitgehend frei von moralischer Aufla-
dung. h

9	 Vgl. Feijóo acusa a Sánchez de intentar »desviar 
la atención« y »desbordar los servicios públicos« 
con la regularización migratoria, elperiodico.com, 
26.1.2026. Die Erfolgsaussichten für eine Blockade 
auf parlamentarischem oder juristischem Weg sind 
jedoch gering.

»Politisch unumstritten ist 
die Legalisierung nicht.«


